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KURZ BERICHTET

UnionsgeführteBundesländer:
Massive Kritik an
HRG-Novelle geübt

Bonn (dpa). Die unionsge-
führten Bundesländer haben
am 7. Februar im Bundesrat
"öffentlich massive Kritik an
der von der Bundesbildungs¬
ministerin Dorothee Wilms
(CDU) vorgelegten Novelle
des Hochschulrahmengesetzes
geübt. Bei der ersten Lesung
der Gesetzesänderung in der
Länderkammer sprachen sie
von einem unangemessenen

^Lngriff in ihre Rechte als
Landesgesetzgeber. Statt des
versprochenen Freiraums für
die Hochschulen regele das
neue Gesetz zu viel und igno¬
riere dabei sogar die Ver¬
fassungsvorgaben des Grund¬
gesetzes. Die SPD-geführten
Länder forderten die Bundes¬
regierung auf, ihre Novel-
lierungsabsicht fallen zu
lassen.

Ohne auf die massive Kri¬
tik der unionsgeführten Län¬
der einzugehen, verteidigte
die Bundesbildungsministerin
die Novelle als einen
Schritt, die Weichen für das
Hochschulsystem der 90er

^ihre zu stellen.
Der Bundesrat billigte

bei der Abstimmung zahlrei¬
che Änderungsanträge, die
von den Ländern über die
Ausschüsse der Länderkammer
eingebracht worden waren. So
wurde die von der Bundesre¬
gierung gewünschte Stärkung
des Wissenschaftsrates bei
der Studienreform nicht
akzeptiert. Bei den Diplom¬
abschlüssen, die von einer
Fachhochschule vergeben wer¬
den, soll nach den Vorstel¬
lungen der Mehrheit des Bun¬
desrates künftig das Zeichen
"(FH)" angefügt werden. Die
von der Regierung angestreb¬
te Regelung, daß von den

Hochschulen angeworbene
Drittmittel nicht wieder mit
anderen Mitteln im Hoch¬
schulhaushalt verrechnet
werden dürfen, wurde von den
Ländern abgelehnt. Durch
eine solche Regelung werde
die Haushaltshoheit der Län¬
der eingeschränkt.

Ahnlich argumentierte die
Länderkammer bei dem Ansin¬
nen der Bundesregierung, den
Hochschulen die Wahl der
Form der Hochschulleitung
künftig selbst zu überlas¬
sen. Auch hierbei sprachen
die Ländervertreter in ihrer
Mehrheit von einer unzuläs¬
sigen Einflußnahme auf ihre
Landesrechte.

Überraschend keine Mehr¬
heit fand der Vorstoß eini¬
ger CDU-geführter Bundeslän¬
der, das Stimmgewicht der
Professoren bei der Rektor¬
wahl noch mehr zu verstär¬
ken. Mit den Stimmen der
SPD-Länder unterstützte
hierbei der Bundesrat den
Entwurf der Bundesregierung.

Abgelehnt wurde in der
Länderkammer das Ansinnen
des Finanzausschusses, dem
"Forschungsprofessor" künf¬
tig auch noch einen "Lehr¬
professor" gegenüberzustel¬
len. In diesem Punkt soll es
bei der im Entwurf vorge¬
sehenen Regelung bleiben.
Die Ländervertreter sprachen
sich gegen den Vorstoß der
Bundesregierung aus, Berufs¬
akademien nach dem Muster
Baden-Württembergs durch
eine bundesgesetzliche Rege¬
lung abzusichern.

Für die Gesamthochschulen
in Nordrhein-Westfalen bil¬
ligten auch die CDU-Länder
Sonderregelungen für die
Gewichtung von Stimmen in
den Gremien, um damit den
Charakter der integrierten
Studiengänge nicht zu zer¬
stören.

Ein „Verschiebespiel"?

29 Professoren klagen
gegen ihre Versetzung

Köln/Bonn (dpa). Das Ver¬
waltungsgericht in Köln hat
eine Klage von 29 Professo¬
ren der Universität Bonn auf
vorbeugende Unterlassung
einer drohenden Versetzung
abgewiesen. Die Klage sei
nicht zulässig, weil den
Hochschullehrern bislang
noch die schriftliche Ver¬
fügung ihrer Versetzung
durch den Wissenschaftsmini¬
ster fehle, erläuterte ein
Sprecher des Gerichts auf
Anfrage.

Hintergrund der Auseinan¬
dersetzung, die in den näch¬
sten Monaten noch weiter die
Gerichte beschäftigen wird,
bilden die in Nordrhein-
Westfalen vorgesehenen Maß¬
nahmen zur Konzentration von
Studiengängen im Lehreraus¬
bildungsbereich. Nach den
bisherigen Vorstellungen des
Wissenschaftsministeriums in
Düsseldorf sind von einer
Versetzung in Bonn 47, in
Aachen 51, in Düsseldorf 11
und in Wuppertal 3 Profes¬
soren betroffen.

Die zu erwartenden Klagen
gegen die Versetzungen fin¬
den auch mit Blick auf die
künftige Hochschulentwick¬
lung bundesweit Beachtung:
Erwartet werden mögliche er¬
ste Hinweise, wie weit Pro¬
fessoren bei einem Studen¬
tenrückgang in den 90er Jah¬
ren und bei Strukturverände¬
rungen im Hochschulbereich
überhaupt versetzbar sind.
Von den Klägern wird in die¬
sem Zusammenhang die Frage
aufgeworfen, ob es dann zu
einem "Verschiebespiel"
kommt, bei dem Professoren
wie Figuren "auf dem Schach¬
brett hin- und hergeschoben
werden" oder ob dem Staat
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bei seiner Hochschulstruk¬
turpolitik Grenzen auferlegt
werden?

Unterstützt werden die
klagenden Professoren von
dem Rechtsanwalt Prof.
Raimund Wimmer (Bonn). Der
Jurist vertritt in einem
Gutachten die Auffassung,
daß die Versetzungen einen
unzulässigen Eingriff in die
verfassungsrechtlich ge¬
schützte Wissenschaftsfrei¬
heit darstellen. Ansonsten
könne der Staat durch will¬
kürliche Versetzungen das
gesamte Wissenschaftsgefüge
nach seinem Gutdünken stören
oder beliebig ändern.

Die jetzt zur Versetzung
anstehenden Professoren kom¬
men alle aus den früheren
Pädagogischen Hochschulen
des Landes, die 1980 in die
Universitäten integriert
worden sind.

Hochschullehrermangel:

WRK fordert NC für den
Studiengang Informatik

Bonn (dpa). Die Westdeut¬
sche Rektorenkonferenz (WRK)
hat auf einer Sitzung Anfang
Februar erneut ihre Forde¬
rung unterstrichen, den Stu¬
diengang Informatik durch
einen vorübergehenden
Numerus clausus zu schützen.
Laut WRK-Präsident Prof.
Theodor Berchem lag die Ge¬
samtauslastung der Informa¬
tik-Fachbereiche/Fakultäten
im vergangenen Winterseme¬
ster bei rund 184 Prozent.
Rund 23 Prozent der Hoch¬
schullehrerstellen in der
Informatik seien nicht plan¬
mäßig besetzt. Nur mit
Schwierigkeiten seien dafür
qualifizierte Bewerber zu
finden. Für den Fall, daß
die KMK einem NC nicht nach¬
kommen wolle, droht die WRK
mit rechtlichen Schritten.
Berchem meinte dazu, Geld

allein reiche nicht, um den
Aufbau dieses für die Zu¬
kunft der Gesellschaft so
wichtigen Faches zu garan¬
tieren. Man brauche eine
Pause von zwei bis drei
Jahren, um für die Stellen
auch qualifizierte Bewerber
zu finden.

Der bildungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundes¬
tagsfraktion, Klaus Daweke,
warnte dagegen vor einer
solchen Entscheidung. Das
Fach Informatik zähle zu den
wenigen Fächern, für deren
Absolventen auch heute gute
Berufsaussichten bestünden.

Berlin folgt Fiebiger-Plan

90 Professorenstellen
Berlin (dpa). Berlin

will in den nächsten fünf
Jahren den sogenannten
"Fiebiger Plan" verwirkli¬
chen und insgesamt 90 zu¬
sätzliche Professorenstellen
für den wissenschaftlichen
Nachwuchs einrichten. Es
folgt damit nach Bayern und
Baden-Württemberg dem Memo¬
randum der Wissenschafts¬
organisationen in der Bun¬
desrepublik. Die Ausschrei¬
bungen sollen überregional
erfolgen, da die Verwirkli¬
chung des "Fiebiger Planes"
in Berlin kein "Landeskin¬
derprogramm" sein soll,
teilte Wissenschaftssenator
Wilhelm Kewenig mit.

TU Berlin:

Bald „Institut für
Friedensforschung"?

Berlin (dpa). Die Tech¬
nische Universität Berlin
(TU) soll ein eigenes Insti¬
tut für Friedensforschung
erhalten, um die "Sozialver—
pflichtung" der natur- und
ingenieurwissenschaftlichen
Forscher stärker zu betonen.

Eine entsprechende Empfeh¬
lung sprach jetzt eine Kom¬
mission aus. Die Kommission
habe sich auch über einen
Namen für das Friedensfor-
schungs-Institut Gedanken
gemacht und sich einstimmig
für den Namen Albert Ein¬
steins entschieden, sagte
ihr Vorsitzender, der im
Fachbereich Landschaftspla¬
nung arbeitende Umweltökonom
Knut Krusewitz.

Als Beispiele für mögli¬
che Forschungsaktivitäten
nannte Krusewitz die Frage,
welchen Beitrag Wissenschaft
bisher zur "Destabilisierung
von Friedenspolitik" gelei¬
stet habe, welche techni¬
schen Überwachungsmöglich¬
keiten es bei Rüstungskon- ^
trollvereinbarungen gebe una
wie globale Schäden in Form
von "Klimakatastrophen" nach
einem Atomkrieg vermieden
werden könnten. Die Abgren¬
zung zu anderen Einrichtun¬
gen der Friedensforschung im
Bundesgebiet liege in deren
sozialwissenschaftlichen
Ausrichtung, sagte Krusewitz.
Die TU als technische Hoch¬
schule sei gerade in Berlin
aufgerufen, eine natur- und
ingenieurwissenschaftlich be¬
tonte Friedensforschung zu
betreiben. Wissenschaft müs¬
se so entwickelt werden, daß
die wissenschaftlichen und
gesellschaftlichen Folgen f
des Forschens zu Ende ge¬
dacht werden.

Die Kommission bezieht
sich bei ihrer Arbeit auf
das "wieder ausgegrabene"
Gründungsdokument der TU aus
dem Jahre 1946, in dem -
vermutlich einmalig für eine
deutsche Hochschule - aus¬
drücklich Militärforschung
verboten wurde.
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Senat der Uni Hamburg:

„Überrepräsentation
von Mannern abbauen!"

Hamburg (dpa). Frauen,
die sich um Professuren oder
Stellen als wissenschaftli¬
che Mitarbeiter bewerben,
sollen in Zukunft an der
Hamburger Universität begün¬
stigt werden. Eine jetzt vom
Akademischen Senat verab¬
schiedete Richtlinie hat zum
Ziel, den Anteil des weib¬
lichen Lehrpersonals der
Hochschule zu erhöhen.

0^ Bei gleicher Qualifikati¬on wie die ihrer männlichen
Konkurrenten sollen die Be¬
werbungen von Frauen so be¬
rücksichtigt werden, "daß
die Uberrepräsentation von
Männern abgebaut wird",
heißt es in der Senatsent¬
scheidung.

Anlaß für die neue Richt¬
linie sind die auffallend
unterschiedlichen Zahlen
zwischen weiblichen Studen¬
tinnen und wissenschaftli¬
chen Lehrkräften gleichen
Geschlechts: Während 1984
schon 45 Prozent der Einge¬
schriebenen an Hamburgs Uni¬
versität Frauen waren, sind

^^ra Lehrpersonal nur fünf
Prozent (Stand 1982) weib¬
lichen Geschlechts.

An dieser Entwicklung sei
auch ein Mangel an qualifi¬
zierten Bewerberinnen um die
Professorenstellen Schuld,
heißt es weiter. Kann eine
Professur nicht mit einer

besetzt werden, weil
eine geeignete Bewerberin
fehlt, so soll zumindest die
nächste freiwerdende Hoch-
schulassistentenstelle mit
einer qualifizierten Bewer¬
berin besetzt werden.

Die Vizepräsidentin der
Universität, Prof. Heide M.
Pfarr: "Den Studierenden muß
die Wissenschaftlerin in der

Rolle als Lehrende gegen¬
übertreten. Kollegen müssen
sie als Lehrende und For¬
schende erleben".

Gleichberechtigung?
Studentinnenzahl sinkt

Bonn (dpa). Auf den noch
erheblichen Nachholbedarf im
Hinblick auf Gleichberechti¬
gung und Chancengleichheit
von Mädchen und Frauen gera¬
de auch im Hochschulbereich
wies der bildungspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion im
Bundestag, Friedrich Neu¬
hausen, hin. Er bezog sich
dabei auf eine Regierungs¬
antwort zu einer Koalitions¬
frage, wonach der Anteil von
Studentinnen nach einem An¬
stieg in den früheren Jahren
inzwischen wieder von 40,4
Prozent (1982) auf 37,8 Pro¬
zent (1983) zurückgegangen
sei. Unter der Professoren¬
schaft gibt es lediglich
5,1 Prozent Frauen. Bei den
wissenschaftlichen Mitarbei¬
tern beträgt der Anteil 13,9
Prozent.

Hochschullehrer/innen:

Hessisches Frauenforum
fordert Qotenregelung

Frankfurt (dpa). Eine
Quotenregelung nach Ge¬
schlecht bei der Einstellung
von Hochschullehrern hat das
Hessische Frauenforum ge¬
fordert .

Das Hessische Frauenfo¬
rum, ein Zusammenschluß von
Frauen unter anderem aus
Medien, der Wissenschaft,
Wirtschaft und Kirchen, kri¬
tisierte, daß derzeit der
Anteil der Frauen an den
Professoren in der Bundes¬
republik nur 5,2 Prozent be¬
trage. Während die Zahl der
männlichen Professoren von
1980 bis 1982 an den Univer¬

sitäten um 368 angewachsen
sei, habe im selben Zeit¬
raum die Zahl der Professo¬
rinnen um 17 abgenommen.

Das Hessische Frauenforum
kritisiert darüber hinaus,
die Wissenschaft in der Bun¬
desrepublik berücksichtige
kaum Erkenntnisse und Erfah¬
rungen von Frauen.

In Münster:

IHK und Uni wollen
ein Institut gründen

Münster (upm). Die Grün¬
dung eines Instituts für An¬
gewandte Informatik an der
Universität Münster, das von
der Wirtschaft getragen und
finanziert wird, haben die
Industrie- und Handelskam¬
mer zu Münster (IHK) und die
Westfälische Wilhelms-Uni¬
versität beschlossen. Wie
IHK-Präsident Hans Günter
Borgmann und Universitäts¬
rektor Prof. Dr. Wilfried
Schlüter auf einer gemein¬
samen Pressekonferenz am
Mittwoch, 13.2.1984, in Mün¬
ster hervorhoben, soll das
Institut dem Forschungs¬
transfer zwischen Hochschule
und Wirtschaft dienen.

Das Institut für Ange¬
wandte Informatik an der
Universität Münster wird fi¬
nanziert und getragen von
einem Förderkreis, an dem
die IHK maßgeblich beteiligt
ist. Drei wissenschaftliche
Disziplinen sollen eng zu¬
sammenarbeiten: Wirtschafts¬
wissenschaften, Angewandte
Mathematik und das Univer¬
sitäts-Rechenzentrum. Wie
Borgmann ausführte, sollen
Fragestellungen und Probleme
aus der wirtschaftlichen
Praxis aufgegriffen werden.
"Schwerpunkt des Institus
ist dabei die anwendungs-
orientierte Forschung und
Entwicklung sowie die An¬
wendung wissenschaftlicher
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Erkenntnisse in der Praxis."
Wie Rektor Prof. Schlüter
berichtete, haben die zu¬
ständigen Gremien der Uni¬
versität - Rektorat, Senat
und die beteiligten Fachbe¬
reiche Mathematik und Wirt¬
schaftswissenschaften - dem
Gründungsvorhaben ihre Zu¬
stimmung erteilt. Die Uni¬
versität gehe davon aus, daß
das neue Institut "nicht als
einseitige, bedingungslose
Serviceleistung der Univer¬
sität" zu verstehen sei.
"Durch Aufnahme von praxis¬
nahen Fragestellungen und
Problemen grundsätzlicher
Art wird auch die Wissen¬
schaft von dieser Einrich¬
tung profitieren", erklärte
Prof. Schlüter.

RCDS-Aktion„Prüf den Prof"

Schlechte Noten Sur
Hochschul- "Lehrer"

Bonn (dpa). Die meisten
Hochschullehrer sind nach
Ansicht des Rings Christ¬
lich-Demokratischer Studen¬
ten (RCDS) nicht in der
Lage, ihren Lehrstoff pra¬
xisgerecht zu vermitteln.
Das ist das Ergebnis einer
Fragebogenaktion unter dem
Motto "Prüf den Prof", mit
der die Studentenorganisa¬
tion Leistungen und Qualität
von Hochschullehrern an 23
Universitäten untersuchen
ließ.

Wie der RCDS-Vorsitzende
Christoph Erbel in Bonn mit¬
teilte, haben die Hochschul¬
lehrer für ihre pädagogi¬
schen und didaktischen Fä¬
higkeiten nur die Gesamtnote
ausreichend erhalten.

Nur rund ein Viertel al¬
ler Dozenten nimmt laut
Erbel an Weiterbildungskur¬
sen für die Hochschuldidak¬
tik teil. Da die Definition
der Lehrbefähigung als "aus¬
schließlich wissenschaft-

liche"und nicht didaktische
Qualifikation überholt sei,
erscheine eine Weiterbil¬
dungspflicht In didaktischer
und pädagogischer Hinsicht
zwingend erforderlich.

Die WRK wies auf den
nicht repräsentativen Cha¬
rakter der Aktion hin, "die
lediglich eine Sammlung von
Impressionen" darstelle.
Diese "unwissenschaftliche
Vorgehensweise" sei nicht
dazu angetan, "das Ziel
eines Dialoges zwischen Leh¬
renden und Lernenden zu er¬
reichen."

Der RCDS hat insgesamt
rund 25 000 Fragebögen aus¬
gewertet.

Ingenieurausbildung:

Zu viel Spezialwissen
und zu wenig Ethik?

Darmstadt (dpa). Für eine
breitere fachübergreifende
Ausbildung von Ingenieurstu-
denten haben sich in Darm¬
stadt Vertreter von Inge¬
nieurverbänden, Gewerkschaf¬
ten und Hochschulen ausge¬
sprochen. Über den Inhalt
dieser Ergänzung vom tech¬
nisch-wissenschaftlichen
Fachstudium bestand jedoch
beim Abschluß einer zweitä¬
gigen Tagung der IG Metall
und des Deutschen Gewerk¬
schaftsbundes (DGB) keine
Einigkeit. Während die Ge¬
werkschafter für eine ver¬
stärkte gesellschaftswissen¬
schaftliche Wissensaneig¬
nung eintraten, sprachen
sich Hochschulangehörige und
Ingenieure für allgemeine
geisteswissenschaftliche
oder juristische Zusätze
aus. Alle Teilnehmer kriti¬
sierten jedoch die gegen¬
wärtige Überfrachtung des
Studiums mit Spezialwissen.

Vor allem die sozialen
Folgen technischer Neuerun¬
gen werden in der bisherigen

Studienpraxis nach Ansicht
von Wolfgang Henseler, Mit¬
glied der Vorstandsverwal¬
tung der IG Metall, zu wenig
berücksichtigt.

Der Geschäftsführer der
Hauptgruppe des Vereins
Deutscher Ingenieure (VDI),
Franz Josef Schlösser, trat
für eine geisteswissen¬
schaftliche Erweiterung der
Studieninhalte ein. Die
Berufsethik der Ingenieure
allein reiche zur Erfüllung
ihrer gesellschaftlichen
Verantwortung nicht aus.

Daß Ingenieure in der
Regel die praktischen Folgen
ihres Tuns abschätzen, be¬
stritt der Ingenieur Karl
Heinz Gallinn. Oft sähen sie
nicht einmal voraus, daß die
von ihnen erfolgte "perfek-
tionistische" Weiterentwick¬
lung eines bestimmten Pro¬
jektes am Ende sie selbst
überflüssig mache.

Der Präsident der Techni¬
schen Universität Berlin,
Jürgen Starnick, regte an,
daß die Studenten rund zehn
Prozent ihres Studiums einem
selbstgewählten nicht-tech¬
nischen Gebiet widmen könn¬
ten. Starnick forderte
außerdem eine zweistufige
Ingenieurausbildung an den
Hochschulen, wobei die zwei¬
te Stufe den wissenschaft¬
lich orientierten Studenten
vorbehalten sein solle.

Neues Gesetz

Beamte können ihre
Arbeitszeit verringern

Paderborn (ghp). Am 1.
Januar 1985 ist das Vierte
Gesetz zur Änderung dienst¬
rechtlicher Vorschriften in
Kraft getreten, das in einem
geänderten § 78 b des Lan¬
desbeamtengesetzes erweiter¬
te Möglichkeiten für Teil¬
zeitbeschäftigung und Urlaub
aus arbeitsmarktpolitischen
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